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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Ausgestaltung der Inklusiven 
Kinder und Jugendhilfe (Kinder und Jugendhilfeinklusivgesetz–IKJHG)  
Ihre E-Mail vom 16.09.2024 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Gelegenheit zum Entwurf eines Gesetzes zur Ausgestal-
tung der inklusiven Kinder und Jugendhilfe (im Folgenden: IKJHG) Stellung nehmen 
zu können. Angesichts der unangemessen kurzen Frist durch den Bund sind derzeit 
nur eine grobe Positionierung sowie erste inhaltliche und finanzielle Einschätzungen 
möglich. Leider verfestigt sich der Eindruck, dass der Bund in vielfältigen Bereichen 
mit erheblichen sozialen und gesellschaftlichen Auswirkungen an keiner ernsthaften 
Einbeziehung der Kommunen im Gesetzgebungsprozess interessiert ist.  
 
Das IKJHG ist ein ambitioniertes Gesetzesvorhaben, das erhebliche strukturelle Ver-
änderungen für Bayern mit sich bringen würde. Die finanziellen Auswirkungen wer-
den – im Gegensatz zu der völlig unrealistischen Einschätzung des Bundes – enorm 
sein. Die mehr als angespannte kommunale Finanzlage lässt keinerlei weitere Spiel-
räume auch für fachlich gut gemeinte Weiterentwicklungen zu. Es dürfen weder 
durch den Bund noch durch das Land Erwartungen bei Betroffenen geweckt werden, 
die nicht erfüllt werden können (vgl. auch Pressemitteilung des Bayerischen Land-
kreistags vom 25.09.2024, Anlage).  
 
Von diesem alles beherrschenden Eindruck geprägt, haben Präsidium und Landes-
ausschuss des Bayerischen Landkreistags in ihrer Sitzung vom 25.09.2024 folgen-
den Beschluss gefasst: 
 
1. Der Bayerische Landkreistag lehnt den Entwurf eines Gesetzes zur Ausgestal-

tung der Inklusiven Kinder- und Jugendhilfe (IKJHG) ab. Die massiven strukturel-
len Veränderungen können nicht finanziell durch die Kommunen getragen wer-
den. Der Freistaat Bayern wird daher aufgefordert, dem Gesetz im Bundesrat 



2 
 

 

nicht zuzustimmen, sofern der Bund oder das Land nicht dauerhaft die erforderli-
chen Finanzmittel zur Verfügung stellen. 

 
2. Im Falle eines Gesetzesbeschlusses spricht sich der Bayerische Landkreistag für 

eine unbefristete Länderöffnungsklausel aus, die dem Freistaat Bayern die volle 
Gestaltungsmöglichkeit für eine fachlich und bürokratisch sinnvolle Verteilung der 
Vollzugszuständigkeiten belässt. 

 
Selbstverständlich verschließen wir uns nicht einer inhaltlichen Auseinandersetzung: 
 
Der bundesgesetzliche Ansatz, über alle Hilfearten hinweg den Vollzug auf der 
Ebene eines Trägers der öffentlichen Jugendhilfe anzusiedeln, ist aus fachlicher 
Sicht nachvollziehbar. Bedarfe von Kindern und Jugendlichen können sinnvoll nur im 
Kontext des familiären und sozialen Beziehungs- und Erziehungssystems betrachtet 
und angegangen werden. Kinder und Jugendliche, egal ob mit oder ohne Behinde-
rungen haben so viel Entwicklungspotential, dass eine ortsnahe Beratung, Betreuung 
und Gestaltung sowie auch Steuerung wesentlich sind. Der Gesetzesbegründung ist 
zuzustimmen, dass im Kindes- und Jugendalter die Abgrenzungen zwischen den un-
terschiedlichen Formen von Beeinträchtigungen sowie zwischen behinderungsbe-
dingten und erzieherischen Bedarfen (vor allem bei der seelischen Behinderung) flie-
ßend sind. Eine Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen Hilfen zur Erziehung und 
Eingliederungshilfen bei seelischer Behinderung ist fachlich schwer begründbar. 
 
Bei der Hilfe- und Leistungsplanung sehen wir viele positive Ansätze, die der Praxis 
genügend Spielraum zur Steuerung einräumen. Das reine Zusammenfügen im 
IKJHG von Vorschriften aus dem SGB IX zum Gesamtplan- und Teilhabeplanverfah-
ren führt aber dazu, dass die Vorschriften zu komplex geraten und die relevanten Ak-
teure damit stark verunsichert werden. Hier sollte der Gesetzgeber im Interesse der 
Rechtsklarheit den Mut haben, dieses zentrale Instrument einmal neu zu sortieren. 
Die Beibehaltung der niedrigschwelligen Strukturen bei der Frühförderung durch das 
Instrument des Förder- und Behandlungsplans begrüßen wir.  
 
Zweifel bestehen daran, ob der Verfahrenslotse nach der Übergangsphase als ver-
pflichtender unabhängiger Ansprechpartner im Jugendamt weiter vorgehalten wer-
den muss. Er hat sich zwar in einigen Kommunen Bayerns als nützlicher erster Bera-
tungspartner – quasi als Kompass - erwiesen. Seine Arbeit könnte u.U. aber genauso 
gut in die Beratungstätigkeit des § 10a SGB VIII überführt werden. Auch als Koordi-
nator zwischen den Hilfeleistungen und Reha-Trägern könnte seine Expertise ge-
nutzt werden. Die erforderliche strukturelle Organisation muss allerdings zwingend 
den Jugendämtern selbst überlassen bleiben, um keine künstlichen Doppelstrukturen 
aufrechterhalten zu müssen. 
 
Deutlichen Verbesserungs- und Klärungsbedarf gibt es bei den Regelungen zur örtli-
chen Zuständigkeit. Hier sehen wir die Gefahr deutlicher örtlicher Kostenverschie-
bungen. 
 
Der Kostenansätze sind u.E. im Referentenentwurf vollkommen unrealistisch und 
nicht nachvollziehbar geschätzt worden. Soweit dies auf den Ansätzen der im Juli 
2024 veröffentlichten Studie von Ramboll Management Consulting GmbH beruht, 
können wir fast nicht glauben, dass sich bayerische öffentliche Stellen daran beteiligt 
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haben sollen. Das BMFSJ muss unbedingt Wahrheit und Klarheit über die Kostenver-
änderungen schaffen. Die Kommunen können dieses Risiko auf keinen Fall tragen. 
 
Bei den zusätzlichen Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand ist das BMFSJ der 
Auffassung, dass die vollständige Kostenbeitragsfreiheit bei vielen ambulanten Hilfen 
nur 5% Fallsteigerungen ausmachen wird und pro Fall durchschnittlich 4.800 Euro 
beträgt (Gesamtsumme bundesweit 12 Mio. Euro). Gerade im Bereich der Assistenz-
leistungen im Freizeitbereich rechnen wir aber mit deutlich höheren Begehrlichkeiten. 
Einer der ersten Anwendungsbereiche wird die Begleitung zu Ferienangeboten beim 
Rechtsanspruch auf Ganztag im Grundschulalter sein. 
 
Offensichtlich ist auch, dass hochgerechnete Umstellungskosten von 82.000 Euro 
pro Jugendamt nicht zutreffen können. Unsere Schätzungen gehen aufgrund des 
Personalmehrbedarfs von deutlich sechsstelligen Summen aus. 
 
Die Zahlen aus der Ramboll-Studie spiegeln erst recht nicht die Umstellungspro-
zesse für Bayern wider. Für die Eingliederungshilfe im derzeitigen Zuständigkeitszu-
schnitt der Bezirke müssten erst örtliche Strukturen durch einen zukünftig zuständi-
gen Jugendhilfeträger geschaffen werden. Durch den Austausch mit den sieben Be-
zirken ist bekannt, dass dort der Umstellungsprozess hin zu einem personenzentrier-
teren BTHG noch nicht abgeschlossen ist. Jeder unmittelbare Vergleich des vorhan-
denen Personals auf Bezirksseite mit den erforderlichen Personalkapazitäten auf Ju-
gendamtsseite hinkt daher. Jugendämter der Landkreise dürften im Falle einer Ge-
samtzuständigkeit ca. 15%-20% mehr an Personal benötigen. Die Personalkosten für 
diesen Personalmehrbedarf eines örtlichen bayerischen Trägers hat der Bund nicht 
im Blick, da in den meisten anderen Bundesländern die Eingliederungshilfeträger be-
reits in den kommunalen Sozialverwaltungen angesiedelt sind.  
 
Die in § 85 Abs. 5 SGB VIII-neu enthaltende befristete Länderöffnungsklausel ist aus 
unserer Sicht ungeeignet, um Umstellungsprozesse in Bayern zu erleichtern. Dem 
Wortlaut nach könnten die Bezirke durch Landesrecht für alle Eingliederungshilfen 
(d.h. auch nach dem bisherigen § 35a SGB VIII für die seelischen Behinderungen) 
zeitlich befristet bis zum 1.1.2030 (also zwei Jahre) zuständig bleiben/sein. Dabei 
müssten die Bezirke bereits das neue Recht aus dem SGB VIII vollziehen. Die Erfah-
rungen mit der ersten Stufe zum KJSG zeigen, wie lange es dauert, neues Recht zu 
vollziehen. Während andere Bundesländer mit Eingliederungshilfestrukturen auf örtli-
cher Sozialamtsebene (zum Beispiel Baden-Württemberg) diese befristete Länderöff-
nungsklausel wohl begrüßen, ist in Bayern zu befürchten, dass Übergänge eher 
schlechter gelingen und der Aufwand, insbesondere für die örtlichen Träger der Ju-
gendhilfe, nur noch größer werden würde. Unzufriedenheiten auf allen Seiten (Leis-
tungsberechtigte, Eltern, freie Träger) wären vorprogrammiert.  
 
Für den Fall des Inkrafttretens des IKJHG benötigen alle Beteiligten Gewissheit über 
eine definitive Ausgestaltung des Verwaltungsvollzugs. Diese Entscheidung kommt 
bei Bundesgesetzen formaljuristisch den Ländern zu. Da derzeit nicht abschließend 
beurteilt werden kann, ob auch die Möglichkeiten über § 69 SGB VIII bereits ausrei-
chen würden, sprechen wir uns für eine unbefristete Länderöffnungsklausel aus. Der 
Freistaat Bayern sollte die volle Gestaltungsmöglichkeit für eine fachlich und bürokra-
tisch sinnvolle Verteilung der Vollzugszuständigkeiten haben. Eine Landesregelung 
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müsste allerdings in unmittelbarem zeitlichem Zusammenhang mit dem Gesetzesbe-
schluss auf Bundesebene erlassen werden, um nicht noch weitere Zeit für Umstel-
lungsprozesse zu verlieren. 
 
Detaillierte inhaltliche und finanzielle Einschätzungen sowie Änderungsvorschläge 
übermitteln wir auf Arbeitsebene. 
 
Mit freundlichen Grüßen  

 
Andrea Degl 
Geschäftsführendes 
Präsidialmitglied 
 
 
Anlage 
 


